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Kern: Der grün-schwarzen Bildungspolitik mangelt es an Verlässlichkeit

FDP/DVP Fraktion nennt Beispiele und erhebt entsprechende Forderungen.

Anlässlich einer Landtagsdebatte über die Bildungspolitik in der aktuellen Situation forderte der
bildungspolitische Sprecher der FDP/DVP-Landtagsfraktion, Dr. Timm Kern, mehr Verlässlichkeit und
Verbindlichkeit von der Landesregierung ein. Kern: „Der grün-schwarzen Landesregierung fehlt in
zentralen Bereichen ihrer Bildungspolitik der klare, verbindliche Rahmen, um den Schulen in unserem
Land die nötige Planungssicherheit zu geben. Konkrete Beispiele sind:

Während Lehrer für die Befreiung vom Präsenzunterricht ein ärztliches Attest beibringen müssen –
was ein richtiger Schritt ist, auch um sie vor Pauschalvorwürfen zu schützen – ist eine Attestpflicht
für Schüler im kommenden Schuljahr nicht vorgesehen. Damit die Schulpflicht unzweifelhaft gilt,
fordert die FDP/DVP-Fraktion deshalb eine Attestpflicht auch für Schüler.
Die alljährlich wiederkehrende Sommerferien-Arbeitslosigkeit bei Lehrkräften und Referendaren
stellt das Gegenteil von Verlässlichkeit dar. Die FDP/DVP Fraktion fordert, diese unwürdige
Regierungspraxis umgehend zu beenden, und hat erneut einen entsprechenden Antrag
eingebracht.
Es rächt sich nun, dass die Kultusministerin es entgegen unserer immer wieder vorgetragener
Mahnungen versäumt hat, die Eigenverantwortung der Schulen im Personalbereich zu stärken.
Diese Entscheidungsfreiheit der Schulen wäre in der jetzigen Situation eine große Hilfe gewesen.
Wir werden diese Forderung konsequent weiter erheben.
Neben zahlreichen anderen Versäumnissen oder Fehlentscheidungen von Grün-Schwarz bei der
digitalen Bildung ist es ein Regierungsversagen erster Güte, dass unser Land bei der
Breitbandversorgung der Schulen im bundesdeutschen Ländervergleich zusammen mit Sachsen-
Anhalt die rote Laterne trägt – und dass die Kultusministerin als Reaktion allein auf die
Zuständigkeit des Innenministers und der Kommunen für den Breitbandausbau verweist. Dass die
Kultusministerin unsere Forderung nach einer Öffnung des Digitalpakts für ein schnelleres Abrufen
der Mittel aufgegriffen hat, begrüßen wir ausdrücklich. Letztlich fehlt der verbindliche Rahmen für
eine nachhaltige Finanzierung der Digitalisierung der Bildungseinrichtungen. Aus unserer Sicht
handelt es sich vielmehr um eine gesamtstaatliche Daueraufgabe, die Bund, Länder und
Gemeinden gemeinsam schultern müssen – in einem Digitalpakt 2.0. Es wäre wichtig, dass sich die
Kultusministerin hierfür beim Bund einsetzt. Und im Land könnte, wie vom Städtetag
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vorgeschlagen, eine gesetzliche Regelung der Schul-Digitalisierung zielführend sein.“


